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Seite 
siehe 
Sammlung arbeitsrechtlicher Entscheidungen (Zeitschrift) 
Schwerbehindertengesetz 
Seemannsgesetz 
Sozialgesetzbuch 
sogenannte Ir 
Sprecheraussschußgesetz 
Tabelle 
und 
unter anderem I anderen 
Umwandlungsgesetz 
Universität 
vom, von 
Versicherungsrecht (Zeitschrift) 
vergleiche 
Verordnungsblatt 
Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtleh-
rer (Zeitschrift) 
Gesetz über den Versicherungsvertrag 
Wirtschaftsrechtliche Beratung (Zeitschrift) 
Wertpapier-Mitteilungen (Zeitschrift) 
world wide web 
zum 
zum Beispiel 
Zivildienstgesetz 
Zeitschrift für Arbeitsrecht (Zeitschrift) 
Zeitschrift für das gesamte Genossenschaftswesen (Zeitschrift) 
Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht 
(Zeitschrift) 
Zeitschrift für Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis (Zeitschrift) 



zit. 
ZPO 
ZfR 

zugl. 
'Z2P 

Abkürzungsverzeichnis 

zitiert 
Zivilprozeßordnung 
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Zeitschrift für Tarif-, Arbeits- und Sozialrecht des öffentlichen 
Dienstes (Zeitschrift) 
zugleich 
Zeitschrift für den Zivilprozeß (Zeitschrift) 





Vorbemerkungen 

Das Kündigungsschutzgesetz ist der ,Allgemeine Teil' des Kündigungsschutz-
rechts, das "Grundgesetz der Kündigungsbeschränkung"1, gewährt es doch dem 
Arbeitnehmer auf der Grundlage seines § I Abs. 2 KSchG Schutz vor sozial unge-
rechtfertigten Kündigungen des Arbeitgebers. Auf die Vorzüge des allgemeinen 
Kündigungsschutzes nach dem Kündigungsschutzgesetz können sich indes nicht 
alle Arbeitnehmer berufen. Während der sechsmonatigen gesetzlichen Probezeit 
(§ 1 Abs. I KSchG) sowie im sogenannten Klein-, Kleinst- oder Zwergbetrieb2 

(§ 23 Abs. I Satz 2 KSchG}, d. h. in Betrieben, in denen in der Regel fünf oder 
weniger Arbeitnehmer beschäftigt sind, braucht die ordentliche Arbeitgeberkündi-
gung nicht den strengen Anforderungen zu genügen, die das Kündigungsschutzge-
setz ansonsten an eine rechtswirksame Kündigung stellt. 3 

Der Arbeitsplatz bildet zumeist die Existenzgrundlage des Arbeitnehmers und 
seiner Familie. Zwar sichern heute Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe und in 
Notfällen die Sozialhilfe auch dem Erwerbslosen zumindest das Existenzmini-
mum. Gleichwohl führt die unfreiwillige Vertragsauflösung regelmäßig zu einer 
einschneidenden materiellen und sozialen Schlechterstellung des gekündigten Ar-
beitnehmers. Für manche Betroffene, insbesondere für ältere Arbeitnehmer, bedeu-
tet der Verlust des Arbeitsplatzes lebenslange Arbeitslosigkeit. Auch wenn nicht in 
jedem Fall das ,,Existenzinteresse"4 betroffen ist, so ist doch auch die auf wenige 
Monate beschränkte Erwerbslosigkeit in der Regel mit erheblichen Belastungen 
verbunden ("Umstellungsinteresse"s). Diese Nachteile beginnen bereits mit den 
Kosten für die Suche nach einem neuen Arbeitsplatz. Wer schließlich einen neuen 
Arbeitsplatz findet, muß in gewissem Sinne wieder "bei Null anfangen". Es gilt 
nicht nur, sich erfolgreich im neuen Betrieb zu behaupten und sich die Akzeptanz 

' Preis, Prinzipien, S. 56; Boemke, WiB 1997,617,617 spricht vom Kündigungsschutzge-
setz als ,,magna charta des Arbeitnehmers". 

2 Bei dem dem Kündigungsschutzgesetz nicht positivrechtlich zu entnehmenden Begriff 
des Kleinbetriebes handelt es sich um keinen Rechtsbegriff (s. Hetzel, Kleinbetrieb, S. 13 ff.; 
Ramm, ArbuR 1991, 257, 259 f.). Ist im folgenden von einem Kleinbetrieb oder als Synonym 
von einem Kleinst- oder Zwergbetrieb die Rede, so bezieht sich diese Bezeichnung aus-
schließlich auf solche Betriebe, die auf Grund der Schwellenregelung des § 23 Abs. 1 Satz 2 
KSchG nicht unter den sachlichen Anwendungsbereich des Kündigungsschutzgesetzes fallen 
(Kleinbetrieb i. S. d. Kündigungsschutzgesetzes). 

3 Einschränkungen gelten auch fllr Angestellte in leitender Stellung, vgl. § 14 KSchG. 
4 Wank, Festschrift Hanau, S. 295, 296. 
s Wank, Festschrift Hanau, S. 295, 296. 
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sowie den Respekt des neuen Chefs und der neuen Kollegen zu erarbeiten, sondern 
auch, sich erst allmählich wieder Rechte zu erwerben, die an die Dauer der Be-
triebszugehörigkeit geknüpft sind.6 

Der Schutz des Arbeitnehmers vor dem Verlust des Arbeitsplatzes ist eine der 
vordingliebsten Aufgaben auch des Arbeitsrechts. Wird sie durch das Kündigungs-
schutzrecht, insbesondere durch den allgemeinen Kündigungsschutz nach dem 
Kündigungsschutzgesetz, für einen Großteil der Arbeitnehmer befriedrigend ge-
löst, so erfährt im Gegensatz dazu die gleichsam wichtige Problematik des allge-
meinen Kündigungs- und Arbeitsplatzschutzes im Kleinbetrieb 7 eine mehr oder 
weniger stiefmütterliche Behandlung.8 Die Kündigung im sogenannten kündi-
gungsschutzfreien Raum wurde lange Zeit lediglich als bürgerlich-rechtliches 
Rechtsinstitut auf ihre Rechtswirksamkeit als einseitige empfangsbedürftige Wil-
lenserklärung überprüft. Nur höchst selten wurde hingegen die Frage aufgeworfen, 
ob die ordentliche Arbeitgeberkündigung außerhalb des Kündigungsschutzgesetzes 
auch anderen als formalen Beschränkungen unterliegt. Eine ,inhaltliche Immuni-
tät' der ordentlichen Kündigung außerhalb des Geltungsbereiches des Kündigungs-
schutzgesetzes kann aber nicht ohne weiteres angenommen werden, da die Kündi-
gungsbefugnis des Arbeitgebers lediglich unter Berücksichtigung eines kollidie-
renden verfassungsrechtlich verbürgten ,Bestandsschutzanspruchs' des Arbeitneh-
mers ausgeübt werden darf. 

Erst als gesetzgebensehe Aktivitäten im Jahre 1996 geradezu dazu aufforderten, 
sich dieser Materie eingehender zu widmen, rückte auch das Problemfeld "Kündi-
gungsschutz im Kleinbetrieb" stärker in das Zentrum wissenschaftlicher Aufmerk-
samkeit. 9 Am 1. Oktober 1996 trat das Arbeitsrechtliche Gesetz zur Förderung von 
Wachstum und Beschäftigung (Arbeitsrechtliches Beschäftigungsförderungsgesetz 
- ArbBeschFG)10 vom 25. September 1996 in Kraft. 11 Das Gesetz sah eine Reihe 

6 Zu nennen sind hier z. B. längere Kündigungsfristen, betriebliche Sozialleistungen oder 
auch die Absicherung gegen sozial ungerechtfertigte Kündigungen im Geltungsbereich des 
Kündigungsschutzgesetzes. 

7 Das gleiche Problem stellt sich selbstverständlich auch für Arbeitnehmer, auf die das 
KSchG mangels Erfüllung der gesetzlichen Probezeit noch nicht anwendbar ist(§ I Abs. 1 
KSchG). 

s Zu dieser Kritik auch Däubler, Bestandsschutz, S. 1; Ramm, ArbuR 1991,257. 
9 Das Problem Kündigung und Kleinbetrieb wurde vorwiegend erst in den letzten 24 Mo-

naten wahrgenommen und häufig in unmittelbarem Zusammenhang mit der Entscheidung 
des BVerfG zur Verfassungsmäßigkeit der sog. Kleinbetriebsklausel vom 27. 1. 1998 (BVerf-
GE 97, 169 = AP § 23 KSchG 1969 Nr. 17 = EzA § 23 KSchG Nr. 17 = BB 1998, 1058 = DB 
1998, 826) thematisiert, siehe bspw. Bader, NZA 1999, 64; Boemke, WiB 1997, 617; Däubler, 
BetrR 1997, 1; Falder, NZA 1998, 1254; Gragertl Kreutqeldt, NZA 1998, 567; Kittner, NZA 
1998, 731; Lakies, DB 1997, 1078; Linc/c, FA 1999, 382; Löwisch, BB 1997, 782; Oetker, 
ArbuR 1997, 41; Otto, Festschrift Wiese, S. 353; Preis, NZA 1997, 1256; Stahlhocke, Fest-
schrift Wiese, S. 513; Wank, Festschrift Hanau, S. 295. 

10 BGBI. I, S. 1476. Das Arbeitsrechtliche Beschäftigungsförderungsgesetz sollte nach 
den Vorstellungen des Gesetzgebers den Boden für die Schaffung neuer Arbeitsplätze und die 
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von Änderungen12 im Bereich des gesetzlich normierten Arbeitsrechts vor, darun-
ter auch eine durch Art. 1 ArbBeschFG eingeführte Neuregelung des allgemeinen 
Kündigungsschutzes nach dem Kündigungsschutzgesetz. Insbesondere die Anhe-
bung der Beschäftigtenzahl in§ 23 Abs. 1 Satz 2 KSchG erschien von großer prak-
tischer Relevanz, denn es wurde erwartet, daß sich nach der Einschränkung des 
sachlichen Geltungsbereiches des Gesetzes spätestens nach dem Auslaufen der 
Übergangsregelung in § 23 Abs. 1 Satz 4 KSchG zum 30. September 1999 etwa 
ein Drittel der Arbeitnehmerschaft, ca. acht bis neun Millionen abhängig Beschäf-
tigte, nicht mehr auf die allgemeinen Regelungen des Kündigungsschutzgesetzes 
hätten berufen können. 13 Galten bis zum 30. September 1996 die Vorschriften des 
Ersten Abschnitts des Kündigungsschutzgesetzes (§§ 1-14 KSchG) nicht für Be-
triebe und Verwaltungen, in denen in der Regel fünf oder weniger Arbeitnehmer 
ausschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten beschäftigt waren, lag 
seit dem 1. Oktober 1996 der Kleinbetriebs-Schwellenwert nicht mehr bei fünf 
sondern bei zehn Arbeitnehmern (§ 23 Abs. 1 Satz 2 KSchG i.d.F. v. l. Oktober 
1996). Die durch das Arbeitsrechtliche Beschäftigungsförderungsgesetz 1996 ein-
geführten Einschränkungen des Kündigungsschutzes führten nach Angaben der 
neuen Regierungsparteien von SPD und Bündnis 90/Die Grünen aber nicht zu den 
von der Vorgängerregierung erwarteten positiven Beschäftigungseffekten. 14 Daher 
beschloß der Bundestag15 am 10. Dezember 1998 in zweiter und dritter Lesung 

Förderung der Teilzeitarbeit gerade in kleineren und mittleren Betrieben des Handwerks- und 
Dienstleistungsbereiches bereiten, welche vermeintlich auf Grund des bis dahin geltenden 
Schwellenwertes von fünf Arbeitnehmern vor Neueinsteilungen zurückschreckten (BT-
Drucksache 13/5107, S. 27, 28; BT-Drucksache 13/4612, S. 9, 10; s. auch KR-Etzel, § 23 
KSchG Rdn. 13). 

II Zu den Änderungen durch das ArbBeschFG siehe z. B. Bader, NZA 1996, 1125; Fi-
schenneier, NZA 1997, 1089; Hanau, ZRP 1996, 349; Hinrichs, AiB 1996, 589; v. Hoynin-
gen-Huene/Linck. DB 1997, 41; Kittner, ArbuR 1997, 182; Klebe, AiB 1996, 717; Künzl. 
ZTR 1996, 385; La/eies, NJ 1997, 121 ; Leinemann, BB 1996, 1381; Lorenz:. DB 1996, 1973; 
Löwisch, NZA 1996, 1009; Mückenberger, KJ 1996, 343; Preis, NZA 1997, 625; Preis, NZA 
1997, 1073; ders., NJW 1996, 3369; Schwedes, BB 1996, Beilage Nr. 17; Wlot'llce, BB 1997, 
414. 

12 Änderungen traten in folgenden Bereichen in Kraft: KSchG, BUriG, Entgeltfortzah-
lungsG, BeschFG 1985, BetrVG, Konkursrecht, BGB, ArbPISchG, ArbSchG, ArbSichG, 
BBiG, BErzGG. 

13 Vgl. zu diesen Schätzungen Lakies, DB 1997, 1078; Mückenberger, KJ 1996, 343, 346; 
Oetker, ArbuR 1997, 41; Schwedes, BB 1996, Beilage Nr. 17, S. 2. Überproportional stark 
betroffen, waren die Beschäftigten im Bereich der privaten Dienstleistungen, des Handels 
und des Handwerks (vgl. Mückenberger, KJ 1996, 343, 347; s. auch Mitsch!Richter, Ge-
wArch 1997, 1; Ramm, ArbuR 1991, 257, 261; vgl. zu den einzelnen Erscheinungsformen 
der Kleinbetriebe in der Rechtswirklichkeit die anschauliche Darstellung bei Hetze/, Kleinbe-
trieb, S. 5 ff.). 

14 BT-Drucksache 14/45, S. 1 f., 34 f.; siehe auch Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung Riester, ArbuR 1999, 1. Hinsichtlich des beschäftigungspoltischen Erfolges wurden 
nicht nur von den parteipolitischen Gegenspielern erhebliche Zweifel geäußert, dazu Hanau, 
BT-Drucksache 13/5107, S. 23; ders., ZRP 1996,349, 353; Hold, AuA 1996, 365, 369; Otto, 
Festschrift Wiese, S. 353, 354; Preis, NZA 1997, 1073. 


